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§ 4 Fazit des ersten Teils

Über die Jahre haben die beiden Menschenrechtsgerichte nicht nur die Konventi-
onsgarantien mit Leben gefüllt, sondern auch die Wirkungen ihrer Entscheidungen 
und deren Umsetzung auf der innerstaatlichen Ebene entscheidend vorangetrieben. 
Der IAGMR, der in einem Umfeld schwach ausgeprägter rechtsstaatlicher Struktu-
ren agierte und sich mit teils schwersten Menschenrechtsverletzungen konfrontiert 
sah, ging dabei deutlich weiter als der EGMR. Nicht nur sah er kaum Raum für 
Spielräume und begann den Mitgliedstaaten in seinen Urteilen deutlich engmaschi-
gere Vorschriften zu machen. Darüber hinaus sah er sich gezwungen, die Schlag-
kraft seiner Entscheidungen zu erhöhen, indem er innerstaatliche Gerichte ver-
pflichtete, diesen über den entschiedenen Einzelfall hinaus rechtliche Bedeutung 
zuzuerkennen. Insgesamt vertritt der IAGMR bis heute eine sehr hierarchische, 
gleichsam monistische Sichtweise auf sein Verhältnis zu den Mitgliedstaaten und 
ihren Gerichten.

Wenngleich deutlich später und nicht in gleich weitreichender Weise hat auch 
der EGMR eine Entwicklung durchgemacht, um angesichts der sich ihm stellenden 
Herausforderungen die Wirkkraft seiner Entscheidungen zu erhöhen. Während es 
im interamerikanischen System insbesondere die Schwere der Menschenrechtsver-
letzungen war, welche die Entwicklung vorantrieb, waren es im europäischen Sys-
tem die Erweiterung der Mitgliedstaaten und immer wieder auftretende ähnliche 
Verletzungen, welche schließlich zu einer massiven Überlastung des Gerichtshofs 
führten. Wenn der EGMR dabei auch nicht so weit geht wie sein Pendant jenseits 
des Atlantiks und das völkerrechtliche Modell nach wie vor Geltung hat, so ist doch 
davon auszugehen, dass auch der Straßburger Gerichtshof zur innerstaatlichen ge-
richtlichen Durchsetzbarkeit seiner Entscheidungen beigetragen hat.

Für den vorliegenden Kontext relevant sind insbesondere zwei Aspekte dieser 
Entwicklung: Zum einen die Frage, wie weit die Bindungswirkung der Entschei-
dungen der Menschenrechtsgerichte in die Breite reicht, welche Entscheidungen 
mit anderen Worten berücksichtigt werden müssen; zum anderen, wie weit diese in 
die Tiefe geht, welche konkreten Rechtsfolgen also daraus fließen.
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Mit Bezug auf den ersten Punkt haben beide Gerichte die ursprünglich strikt auf 
den Einzelfall begrenzte Bindungswirkung ausgedehnt. In beiden Systemen gilt 
heute, dass auch der weiteren Rechtsprechung rechtliche Bedeutung zukommt. Ein 
wesentlicher Unterschied zwischen den beiden Systemen besteht allerdings darin, 
dass der EGMR die Fortentwicklung der Konventionsstandards als Aufgabe sieht, 
die er mit den Konventionsstaaten teilt und bei welcher gerade oberen innerstaatli-
chen Gerichten eine wesentliche Rolle zukommt. Der IAGMR bringt innerstaatli-
chen Gerichten demgegenüber nach wie vor wenig Vertrauen entgegen und verlangt 
in der Regel, dass diese seinen „Präzedenzen“ folgen, wenn sie die „Konventionali-
tätskontrolle“ ausüben. Obwohl der Gerichtshof einen qualitativen Unterschied 
zwischen res iudicata und res interpretata macht, läuft dies im Ergebnis auf eine 
Erga-omnes-Wirkung seiner Rechtsprechung hinaus. In jüngerer Zeit wächst je-
doch die Kritik an dieser „bevormundenden“ Haltung. Wie zu zeigen sein wird, hat 
diese nun auch in innerstaatlichen Gerichtsentscheidungen Eingang gefunden. An-
gesichts der Stabilisierung der Verhältnisse in einigen Mitgliedstaaten im interame-
rikanischen System und deren zunehmend selbstbewusstem Auftreten ist es durch-
aus möglich, dass sich der IAGMR diesbezüglich in Zukunft seinem europäischen 
Pendant annähern wird und diesbezüglich eine gewisse „Europäisierung“ stattfindet.

Der zweite Punkt betrifft die materiell-rechtlichen Folgen der Entscheidungen 
der Menschenrechtsgerichte. Auch hier kommt den Staaten im interamerikani-
schen System ein deutlich geringerer Spielraum zu. Der IAGMR ist bekannt für 
die detaillierten Anordnungen, die er seinen Entscheidungen beifügt. Der EGMR 
demgegenüber betont nach wie vor standardmäßig, dass den Staaten die Wahl der 
Mittel zur Umsetzung seiner primär feststellenden Entscheidungen zusteht. Dies 
darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass der EGMR in den letzten Jahren 
einen fundamentalen Wandel vollzogen hat, was die Anordnung von Maßnahmen 
zur Wiedergutmachung von Konventionsverstößen und seine eigene Stellung im 
Rahmen der Urteilsumsetzung anbelangt. In der Literatur wird gar geschlossen, 
die Standardformulierung sei heute nicht mehr adäquat.1 Insofern hat im europäi-
schen System längst eine gewisse „Interamerikanisierung“ stattgefunden.2 Jün-
gere empirische Forschung legt allerdings nahe, dass der Straßburger Gerichtshof 
nach wie vor Zurückhaltung übt und konkrete Vorgaben in seinen Entscheidungen 
die Ausnahme bleiben.3 Angesichts des politischen Drucks, dem sich der 

1 Helen Keller & Cedric Marti, Reconceptualizing Implementation, The European Journal of Inter-
national Law 26 (2016), 829–850, 842.
2 Eine in jüngerer Zeit mit knapper Mehrheit ergangene Entscheidung der Großen Kammer zeugt 
jedoch davon, dass innerhalb der Richterschaft große Uneinigkeit über den Erlass konkreter Maß-
nahmen und deren Konsequenzen besteht. Siehe EGMR, Case of Moreira Ferreira v. Portugal 
(no. 2), Beschwerde-Nr. 19867/12, Urteil (GK) vom 11. Juli 2017, und dazu Alice Donald & An-
ne-Katrin Speck, Judges at odds over Court’s authority to order remedies, Strasbourg Observers, 
28. Juli 2017, https://strasbourgobservers.com/2017/07/28/judges-at-odds-over-courts-authority-
to-order-remedies/.
3 Alice Donald & Anne-Katrin Speck, The European Court of Human Rights’ Remedial Practice 
and its Impact on the Execution of Judgments, Human Rights Law Review 19 (2019), 83–117.
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Gerichtshof in den letzten Jahren ausgesetzt sieht, ist kaum damit zu rechnen, 
dass sich dies in absehbarer Zeit ändert.

Dass auch der EGMR durch konkretere Anordnungen in seinen Entscheidungen 
inzwischen stärker in die Phase der Urteilsumsetzung vorgreift, wird grundsätzlich 
positiv bewertet.4 Dies erstaunt insofern nicht, als dass der EGMR für seine Zurück-
haltung zuweilen kritisiert wurde. Tatsächlich erscheint es unbefriedigend, wenn 
sich ein Menschenrechtsgericht angesichts schreiender Ungerechtigkeiten mit der 
reinen Feststellung von Konventionsverletzungen begnügt und alle weiteren Schritte 
dem Ministerkomitee, einer vorderhand politischen Institution, überlässt.5 Mit der 
neueren Praxis wird die Hoffnung auf eine Effektuierung des Menschenrechtsschut-
zes verbunden.6 Durch die Klärung der Pflichten, die aus einem Urteil fließen, soll 
die Urteilsumsetzung erleichtert und die Befolgungsrate verbessert werden: Je kon-
kreter die Angaben, desto höher die politischen Kosten der Nichtbefolgung, so das 
Argument.7 Eine Studie kommt denn auch zum Schluss, dass genaue Vorgaben ins-
besondere in Staaten mit schwachen Strukturen eine bessere Befolgung befördern, 
weil in diesen Staaten zuweilen schlicht die Expertise fehle, um nachhaltige 
Schlüsse aus den Feststellungsurteilen des EGMR zu ziehen.8

So gesehen ist es wenig erstaunlich, dass die detaillierten Entschädigungsent-
scheidungen des IAGMR in der Literatur begrüßt werden, weil sie besser geeignet 
seien als ein auf rein monetäre Entschädigung ausgerichtetes Modell, um die Situa-
tion vor der Menschenrechtsverletzung wiederherzustellen und die Bedürfnisse der 

4 Marten Breuer, Zur Anordnung konkreter Abhilfemaßnahmen durch den EGMR. Der Gerichtshof 
betritt neue Wege im Fall Asanidse gegen Georgien, Europäische Grundrechte-Zeitschrift 31 
(2004), 257–263; Hans-Joachim Cremer, Prescriptive Orders in the Operative Provisions of Judg
ments by the European Court of Human Rights: Beyond res judicanda?, in Seibert-Fohr, A. and 
Villiger, M. E. (Hrsg.), Judgments of the European Court of Human Rights – Effects and Imple-
mentation (Baden-Baden: Nomos 2014); Keller & Marti, Reconceptualizing Implementation, 
EJIL, 840.
5 Breuer, Konkrete Abhilfemaßnahmen, EuGRZ, 263.
6 Ibid., 262.
7 Keller & Marti, Reconceptualizing Implementation, EJIL, 839 f. Siehe für eine politikwissen-
schaftliche Analyse Jeffrey Staton & Alexia Romero, Clarity and Compliance: Why States Imple-
ment Orders of the Inter-American Court of Human Rights, Paper presented at the International 
Political Science Association meeting in Sao Paolo, 16.–19. Februar 2011, verfügbar unter http://
saopaulo2011.ipsa.org/paper/clarity-and-compliance-why-states-implement-orders-inter-ameri-
can-court-human-rights (zuletzt besucht am 24. Juli 2017); Jeffrey Staton & Georg Vanberg, The 
Value of Vagueness: Delegation, Defiance, and Judicial Opinions, American Journal of Political 
Science 52 (2008), 504–519. Siehe auch Alexandra Huneeus, Compliance with Judgments and 
Decisions, in Cesare Romano et al. (Hrsg.), The Oxford Handbook of International Adjudication 
(Oxford: Oxford University Press 2014), 437–463, 448; Alexandra Huneeus, Courts Resisting 
Courts: Lessons from the Inter-American Court’s Struggle to Enforce Human Rights, Cornell In-
ternational Law Journal 44 (2011), 493–533, 512 f.; vgl. bereits Laurence R. Helfer & Anne-Ma-
rie Slaughter, Toward a Theory of Effective Supranational Adjudication, Yale Law Journal 107 
(1997), 273–391, 277 ff.; 290.
8 Dia Anagnostou & Alina Mungiu-Pippidi, Domestic Implementation of Human Rights Judg
ments in Europe: Legal Infrastructure and Government Effectiveness Matter, European Journal of 
International Law 25 (2014), 205–227, 223.
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Betroffenen einzubeziehen: „As opposed to just throwing cash at a problem, orders 
can be tailored to specific violations suffered by individual victims and even society 
at large.“9 Antkowiak kommt aus diesem Grund zum Schluss, dass die vom IAGMR 
gewählte Methode derjenigen des EGMR vorzuziehen sei.10 Darüber darf allerdings 
nicht vergessen werden, dass die Urteilsbefolgung gerade für den interamerikani-
schen Kontext eine große Herausforderung darstellt. Wie Studien belegen, variiert 
die Befolgungsrate nicht nur von Staat zu Staat, sondern auch zwischen den unter-
schiedlichen Maßnahmen, die angeordnet werden. Die höchste Befolgungsrate ge-
nießen im interamerikanischen System Maßnahmen über finanzielle Entschädi-
gung; am wenigsten befolgt werden Anordnungen über die Abänderung von 
Gesetzen oder Urteilen und die effektive Aufarbeitung von Menschenrechtsver-
letzungen.11

Die proaktivere Haltung der Menschenrechtsgerichte begegnet auch Kritik. So 
wird zuweilen beanstandet, dass sich der IAGMR mit seinen Entschädigungsmaß-
nahmen teilweise allzu sehr in die inneren Angelegenheiten der Staaten einmische.12 
Im europäischen System wird zuweilen die mangelnde Transparenz über die Krite-
rien für die Anordnung solcher Maßnahmen bemängelt. So wird vorgebracht, dass 
Erwägungen wie die Schwere (andauernder) Rechtsverletzungen und damit die 
Dringlichkeit zu handeln in den Entscheidungsprozess einfließen und dass der 

9 Thomas M. Antkowiak, Remedial Approaches to Human Rights Violations: The Inter-American 
Court of Human Rights and Beyond, Columbia Journal of Transnational Law 46 (2008), 351–419, 
387; siehe auch Jo M. Pasqualucci, The Practice and Procedure of the Inter-American Court of 
Human Rights (Cambridge: Cambridge University Press 2.  Aufl. 2012), 191. Siehe ferner das 
Sondervotum von Antônio A. Cançado Trindade im Fall Caso de los „Niños de la Calle“ (Villag-
rán Morales y otros) vs. Guatemala, Urteil (Reparaciones y Costas) vom 26. Mai 2001, Rn. 35, der 
sich dafür ausspricht, dass sich Wiedergutmachung nicht auf finanzielle Entschädigung reduzieren 
lasse: „En nada me convence la ‚lógica‘ – o más bien, la falta de lógica – del homo oeconomicus 
de nuestros días, para quien, en medio a la nueva idolatría del dios-mercado, todo se reduce a la 
fijación de compensación en forma de montos de indemnizaciones, dado que en su óptica las pro-
pias relaciones humanas se han – lamentablemente – mercantilizado. En definitiva, a la integral-
idad de la personalidad de la víctima corresponde una reparación integral por los perjuicios sufri-
dos, la cual no se reduce en absoluto a las reparaciones por daño material y moral (indemnizaciones).“
10 Antkowiak, Remedial Approaches, CJTL, 408 ff., insbes. 412.
11 Pasqualucci, Practice and Procedure, 305 f.; Fernando Basch et al., The Effectiveness of the In-
ter-American System of Human Rights Protection: a Quantitative Approach to its Functioning and 
Compliance with its Decisions, Sur 7 (2010), 9–35, 18; Darren Hawkins & Wade Jacoby, Partial 
Compliance. A Comparison of the European and Inter-American Courts of Human Rights, Journal 
of International Law and International Relations 6 (2010), 35–85, 56 ff. Siehe zur Befolgung ge-
nerell Courtney Hillebrecht, Domestic Politics and International Human Rights Tribunals. The 
Problem of Compliance (Cambridge: Cambridge University Press 2014).
12 James L. Cavallaro & Stephanie E. Brewer, Reevaluating Regional Human Rights Litigation in 
the Twenty-first Century: The Case of the Inter-American Court, American Journal of Internatio-
nal Law 102 (2008), 768–827, 824 f.; Ezequiel Malarino, Activismo judicial, punitivización y na-
cionalización. Tendencias antidemocráticas y antiliberales de la Corte Interamericana de Derechos 
Humanos, in Grupo Latinoamericano de Estudios sobre Derecho Penal Internacional (Hrsg.), Sis-
tema interamericano de protección de los derechos humanos y derecho penal internacional (Mon-
tevideo: Konrad Adenauer Stiftung 2010), 25–61.
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EGMR Klarheit über die Relevanz dieser Gründe schaffen sollte.13 Fundamentaler 
sind die Bedenken, dass zu spezifische Anordnungen gar kontraproduktiv sein kön-
nen und im Extremfall in einer Haltung der Verweigerung und in „Backlash“ mün-
den können.14 Einzelne Studien legen nahe, dass die Möglichkeit einer „Überregu-
lierung“ besteht.15 Wie wir sehen werden, wächst jedenfalls das Konfliktpotenzial 
mit nationalem Recht, je konkreter die Anordnungen sind. Auf diesen wichtigen 
Punkt wird eingehender zurückzukommen sein.

Wenngleich sich der EGMR also bis zu einem gewissen Grad dem IAGMR an-
nähert, was die Vorgabe konkreter Maßnahmen zur Umsetzung seiner Entscheidun-
gen anbelangt, so geht er nicht so weit, innerstaatliche Organe gezielt anzusprechen 
und diesen Pflichten aufzuerlegen. Demgegenüber ist eines der Hervorstehungs-
merkmale des interamerikanischen Systems die vom IAGMR entwickelte Doktrin 
der Konventionalitätskontrolle. Darin hält der Gerichtshof innerstaatliche Gerichte 
dazu an, nationale Rechtsakte am Maßstab der von ihm ausgelegten Konvention zu 
messen und allenfalls zu verwerfen. Zwar ist zuweilen auch im europäischen Kon-
text bereits von einer „Konventionalitätskontrolle“ durch innerstaatliche Gerichte 
die Rede.16 Allerdings geht der EGMR bei Weitem nicht so weit wie der IAGMR 
und hat die staatliche „black box“ nur spaltweise und in Ausnahmefällen geöffnet.17 
Trotzdem ist der „gerichtliche Dialog“ auch im europäischen System tief veran-
kert18 und wurde inzwischen gar weiter institutionalisiert: Mit Protokoll Nr.  16 
wurde die Möglichkeit geschaffen, dass höchste innerstaatliche Gerichte in einer 
Art „Vorabentscheidungsverfahren“ beim EGMR Gutachten über Auslegungsfragen, 

13 Keller & Marti, Reconceptualizing Implementation, EJIL, 841 f.; 843.
14 Ibid., 840. Siehe dazu auch Nico Krisch, The Backlash against International Courts, Völker-
rechtsblog, 16. Dezember 2014, https://voelkerrechtsblog.org/the-backlash-against-internatio-
nal-courts/.
15 Laurence R. Helfer, Overlegalizing Human Rights: International Relations Theory and the Com-
monwealth Caribbean Backlash Against Human Rights Regimes, Columbia Law Review 102 
(2002), 1832–1911.
16 Siehe etwa Lech Garlicki, Contrôle de constitutionnalité et contrôle de conventionalité: Sur le 
dialogue des juges, in Patrick Titiun (Hrsg.), La conscience des droits. Mélanges en l’honneur de 
Jean-Paul Costa (Paris: Dalloz 2011), 271–280; David Szymczak, La Convention européenne des 
droits de l’homme et le juge constitutionnel national (Bruxelles: Bruylant 2006), 134 ff.
17 So auch Yota Negishi, The Subsidiarity Principle’s Role in Allocating Competences between 
Human Rights Courts and States Parties: The Hybrid Model of Centralized and Diffused Conven-
tionality Control of Domestic Law, in Armin von Bogdandy et  al. (Hrsg.), Ius Constitutionale 
Commune na América Latina. Diálogos Jurisdicionais e Controle de Convencionalidade (Curi-
tiba: Juruá Editora 2016), 125–160, 148.
18 So finden in Straßburg seit einigen Jahren jährliche Seminare zum Thema „Dialogue between 
Judges“ statt, die in jüngerer Zeit das Verhältnis von EGMR und nationalen Gerichten betrafen. 
Siehe für einen Überblick https://www.echr.coe.int/Pages/home.aspx?p=events/ev_sem&c= (zu-
letzt besucht am 19. September 2019). Cremer geht davon aus, dass es sich um „konsentierte Ver-
tragspraxis“ handelt. Hans-Joachim Cremer, Entscheidung und Entscheidungswirkung, in Rainer 
Grote & Thilo Marauhn (Hrsg.), EMRK/GG. Konkordanzkommentar zum europäischen und deut-
schen Grundrechtsschutz (Tübingen: Mohr Siebeck 2. Aufl. 2013), Rn. 118.
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die sich ihnen im Rahmen eigener Verfahren stellen, einholen.19 Das erste Gutach-
ten unter dem erst jüngst in Kraft getretenen Zusatzprotokoll ist inzwischen 
ergangen.20

Klar scheint, dass die Menschenrechtsgerichte durch ihre Rechtsprechung in bei-
den Systemen den Grundstein für „compliance partnerships“ gelegt haben. Dabei 
bleiben sie aber auf die Akzeptanz dieser Rechtsprechung und die Zusammenarbeit 
mit innerstaatlichen Organen angewiesen. Insofern gilt nach wie vor, dass sie „Ge-
richte einer anderen Ordnung“ sind.21 Es wird Aufgabe dieser Studie sein im weite-
ren Verlauf zu untersuchen, inwiefern innerstaatliche Gerichte in Lateinamerika die 
ihnen vom IAGMR zugeteilte Rolle auch tatsächlich ausfüllen und ob andererseits 
Gerichte in Europa auch für sich eine Rolle in Rahmen der Urteilsumsetzung er-
kennen, obwohl der EGMR dies nicht in gleicher Weise fordert. Wie wir sehen 
werden, tun sie dies sehr wohl und agieren in zahlreichen Fällen als „Erfüllungs-
gehilfen“. Während der Impuls im interamerikanischen System vom IAGMR aus-
geht, sind es in Europa innerstaatliche Gerichte selbst, welche, angetrieben von In-
dividuen, die zu ihren Gunsten ergangene Entscheidungen durchsetzen wollen, 
dazu übergegangen sind, die staatliche „black box“ aufzubrechen. Allerdings hat 
der zunehmende Druck „von oben“ auch zu vermehrtem Widerstand von Seiten 
nationaler Gerichte geführt. Auch darauf wird zurückzukommen sein.

19 Protocol No. 16 to the Convention on the Protection of Human Rights and Fundamental Free-
doms vom 2. Oktober 2012, CETS Nr. 214, einsehbar unter http://www.echr.coe.int/Documents/
Protocol_16_ENG.pdf (zuletzt besucht am 19. September 2019). Siehe dazu mit Vergleichen zum 
Vorlageverfahren beim EuGH u. a. Björg Thorarensen, The advisory jurisdiction of the ECtHR 
under Protocol No. 16: enhancing domestic implementation of human rights or a symbolic step?, 
in Oddný Mjöll Arnardóttir & Antoine Buyse (Hrsg.), Shifting Centres of Gravity in Human Rights 
Protection. Rethinking the relations between the ECHR, EU and national legal orders (London/
New York: Routledge 2016), 79–100.
20 EGMR, Advisory Opinion concerning the recognition in domestic law of a legal parent-child 
relationship between a child born through a gestational surrogacy arrangement abroad and the 
intended mother, Requested by the French Court of Cassation, Antrag Nr.  P16-2018-001, 10. 
April 2019.
21 StIGH, Certain German Interests in Polish Upper Silesia (Germany v. Poland), Urteil (Prelimi-
nary Objections) vom 25. August 1925, P.C.I.J. series A no. 6, 3, 20 („ne sont pas des juridictions 
du même ordre“).
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